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Fraktionsanfrage Mitte – Wasserkraftstrategie Kanton Graubünden 

Sehr geehrte Frau Standespräsidentin, Frau Vizepräsidentin 
Hohe Regierung 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen des Grossen Rats 

Ich spreche zur Antwort der Regierung auf Frage 2 – insbesondere auf die praktische Ausübung 
des Heimfalls. Die Regierung betont zu Recht die Gemeindeautonomie und die kommunale 
Hoheit über die Gewässer gemäss Art. 83 Abs. 2 der Kantonsverfassung. Sie erklärt, sowohl 
Gemeinden als auch der Kanton könnten jeweils autonom über ihren Anteil am Heimfall 
entscheiden. Doch genau hier liegt ein logischer und praktischer Widerspruch, den wir im 
Interesse unserer Gemeinden aufklären und ernst nehmen sollten. Denn der Heimfall kann 
faktisch nur gemeinsam erfolgen. Ein Wasserkraftwerk ist eine technische, wirtschaftliche und 
juristische Einheit. Eine teilweise Ausübung des Heimfalls – durch nur eine Partei, sei es der 
Kanton oder eine Gemeinde – ist in der Realität nicht praktikabel. Es ist schlicht unmöglich, 
ein Kraftwerk zur Hälfte zurückzunehmen. Die Entscheidung muss koordiniert sein. In der 
Strategie selbst wird dies implizit bestätigt: „Ein optimales Ergebnis könne nur durch ein 
koordiniertes Vorgehen von Kanton und Gemeinden erreicht werden.“. 

Trotz der formalen Betonung der Gemeindeautonomie scheint die Praxis ein anderes Bild zu 
zeigen. Der Kanton baut faktisch Druck auf die Gemeinden auf, sich dem Heimfall 
anzuschliessen, selbst wenn sie dies aus wirtschaftlichen oder risikotechnischen Gründen nicht 
möchten oder können. Gerade für kleinere Gemeinden mit beschränkten finanziellen 
Ressourcen bedeutet der Heimfall ein beträchtliches Marktrisiko, das sie kaum tragen können. 
In der Wasserkraftstrategie selbst wird dieses Risiko zwar angesprochen – aber nicht gelöst. 

Wenn die Gewässerhoheit bei den Gemeinden liegt, dann müssen sie auch das letzte Wort bei 
der Entscheidung haben, ob sie den Heimfall ausüben oder nicht. Der Kanton darf hier keinen 
Druck ausüben, sondern muss die Gemeindeentscheidung mittragen, indem er eine 
begleitende und unterstützende Rolle einnimmt und die Gemeinden mit Know-how und 
Ressourcen stärkt. 

In der Schlussfolgerung ist es deshalb zentral, dass sich die Regierung an folgende Grundsätze 
hält: 

1. Die Entscheidung über Heimfall oder Konzessionserneuerung liegt primär bei den 
Gemeinden. 

2. Der Kanton muss die Gemeindeentscheide mittragen und darf sie nicht in eine 
gemeinsame Ausübung des Heimfalls drängen. 

3. Eine umfassende Risikoanalyse durch den Kanton sollte Teil jedes Heimfallprojekts sein.  

4. Der Regierungsbericht sollte auch die gemachten Erfahrungen der laufenden 
Heimfallprojekte berücksichtigen. 

Nun, die Wasserkraftstrategie ist ein Generationenprojekt. Deshalb ist es zentral, die 
Gemeinden nicht nur zu Beteiligten zu machen, sondern sie in ihrer Rolle zu stärken. 

Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Gabriela Menghini-Inauen 
10.06.2025 


